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AUFSÄTZE 

Thomas Alexander Peters 

Defensivmedizin durch Boom der Arztstrafverfahren? 

Das Verhältnis \'on Medizin und Recht ist geprägt von 
Spannungen, Es ist eine Verrechtlichung der Medizin zu 
beobachten, die nach Meinung vieler Juristen und Arzte 
immer h~1ufigerl zu Konflikten mit dem Gesetz und - als 
Reaktion hierauf - zur Defensivmedizin" fuhrt. 

Das Problem ist umfassender als der nun einhundertjähri­
ge Streit im ArztstrJfi'echt, ob der ärztliche Eingriff als sol­
cher eine tatbestandsmäßige Körperverletzung darstellt oder 
nicht. Die Verfolgung von Bagatellkriminalität und man­
gelnde Rechtssicherheit der Beschuldigten sind den Ver­
teidigern aus der Praxis bekannt, ebenso die mehrjährige 
Dauer solcher VerLlhren. 

Der VerLlsser untersuchte im Rahmen der im letzten 
Jahr erschienenen Monographie "Der strafrechtliche Arzt­
haftungsprozeß - eine empirisch-dogmatische Untersu­
chung in kriminalpolitischer Absicht", inwieweit diese Ein­
drücke empirisch gestützt werden können. Dafur wurden 
sämtliche ErmittlungsverLlhren analysiert, die in den Jahren 
1992 bis 1996 bei der Staatsanwaltschaft beim Landgericht 
Düsseldorf anh~1ngig wurden; außerdem wurden die Ergeb­
nisse mit dem Zahlenmaterial anderer Staatsanwaltschaften 
verglichen und weiteren regional begrenzten Untersuchun­
gen gegenübergestellt, um Unterschiede in der Ermessens­
ausübung bei Einleitung, Durchführung und Abschluß von 
Strafverfahren ersichtlich zu machen. 

Dieser AufS:ltz widmet sich zunächst der Wahrschein­
lichkeit, mit der ein Arzt einer bestimmten Fachgruppe im 
Landgerichtsbezirk Düsseldorf in ein ErmittlungsverLlhren 
involviert wird, und untersucht detailliert, welche Vorwürfe 
gegen die betrotTenen Ärzte erhoben werden. Schließlich 
wird erörtert, inwieweit bundesweit aufgrund verfugbarer 
statistischer Information von einem "Boom" der Strafver­
[lhren gegen Ärzte gesprochen werden kann. 

I. Situation der Ärzteschaft 
im Landgerichtsbezirk Düsseldorf 

1. CrIIlld/Il,Qcll der ErllCbllllg 

Gegenstand der empirischen Untersuchung sind sämtliche 
StrafverLlhren gegen Medizinalpersonen, denen der Vor­
wurf eines Behandlungsfehlers.l zugrunde liegt (ohne Ver­
stöße gegen das AMG) und die bei der Staatsanwaltschaft 
Düsseldorf in der Zeit von Juni 1992 bis Ende 1996 anhän­
gig wurden. 

Der örtliche Zuständigkeitsbereich der StA entspricht 
gem. § 143 GVG dem des Landgerichts Düsseldorf. Der 
Landgerichtsbezirk umL1ßt die kreisfreie Stadt Düsseldorf 
und Teile der Kreise Neuss und Mettmann4

, wobei 77,5 % 
der Bevölkerung im Kreis Neuss und 48,6 % der Bevölke­
rung im Kreis Mettmann zum Landgerichtsbezirk gehören. 
Insgesamt sind 1,1 Millionen Gerichtseingesessene zu ver­
zeichnen, davon 3959 Arzte und 918 Zahnärzte. Das ent­
spricht ei l1 el1l Anteil von über 1,6 % der bundesweit tätigen 
(Zahn-) Arzte". \j on den im Landgerichtsbezirk Düsseldorf 
praktizierenden Arzten sind 1890 im Krankenhaus tätig und 
1751 in freier Praxis niedergelassenh 

I nsgesamt wurden 272 Ermittlungsvcrtahren bearbeitct -, 
auf die Jahre mit unregelnüßigen Sch\vankungen verteilt. 
Hiervon wurden 194 Verfahren detailliert ausge\\"t'rtet. Da­
bei zeigte sich, daß insgesamt 297 Arzte und sonstige Medi­
zinalpersonen beschuldigt wurden, davon 247 namentlich; 
die anderen VerLlhren waren "gegen unbekannt" anhängig. 
Da nur solche Verfahren in die Untersuchung einbezogcn 
wurden, in denen mindestens hinsichtlich eines Beschul­
digten eine Abschlußverfugung ergangen ist, fanden dic 35 
noch anhängigen VerLlhren keinen Eingang in die Auswer­
tung. 

Mangels Verfiigbarkeit der Akten konnten sechs weitere 
VerLlhren nicht ausge\vertet werden. 37 Verfahren wurden 
nicht per Fragebogen ausgewertet, da 24 V crLlhren wegen 
örtlicher Unzuständigkeit an andere Staatsanwaltschaften 

R.echtsanwalt Vr. illr. TI/OII"'., Alcxalldcr ['clcrs. 
Fachan\Valt ttir Straft'echt, Rechtsal1\\"altssozie6t ])r. I'eters /:':.:. Neul1lann. 
Fricdrich-Ebert-Ring 39. D-5606K Koblenz 

1) V gl. Eisellll1ellsrr u. a., Beitt'cige ZlIr gerichtlichen Medizin. 13d. 36. 
1989. S. 215 ff.; und ebd . . \fallneh. I3d. '+2. 19K9. S . .+25 fr: F(~~ellcr. 
Arzt und Strafrecht, 19f11. S. 46 f: Tal/pil:. MedR. 1995 . .+7:;. ZUIll 

Haftung"lrislko allgelllein: Li/sclllicilllCf ging \·on einer "Iteigenden 
Verfahrenszahl aus: Zum gegenwcirtigen Stand der Arztrechtsjudi­
btur. in: Ärzteschaft im Spannungsfeld. 199tl. S. 33. 57. Das Str,Ü-:' 
recht betreffend ftihrte er jüngst aus. es könne dahingestellt blei­
ben. ob die Anzahl an Verfahren weiter zunehl1le oder sich auf 
hohem Ni\"eau eingependelt habe: L:/.,ellhcilller. ArztstLlIi'echt in 
der Praxis, 2. Aufl. 1998. Rdm. 1. Auch in Frankreich wird diese 
Entwicklung \'on den Medizinern beklagt ("f1,ollvellill. La respon­
sabilite medicale. 1995, S. 71 Ir). Allerdings ließ das dort vorlie­
gende Aktenmaterial nicht zu. diese 13ehauptung zu \'erifizieren 
oder zu falsifizieren. 

2) U/scllhcill1cr. Anmerkung zum BGH-Urteil \'. 20 . .+. 19f15 - .+ StR 
668/8.+ -,JR 1986, 2.+K. 250; ders .. MedR 19H7. 207. mit Verweis 
auf Koh/er und Eber/lla)'er. die diese Entwicklung schon 1911 und 
1925 feststellten; Knl/llpas:ky u. a .. Die Häutlgkeit \'on 13ehand­
lungsfehlef\"orwürfen in der Medizin. 1997: Lall!s. Arztrecht. 
5. Aufl. 1993. Rdnrn. 16.336. Vgl. auch Tho""lIill (wie Fn. I). 

3) Der Terminus .,Behandlungsfehler" umt:1ßt Verstöße gegen den 
Stand der medizinischen Wissenschaft bezüglich ])iagnose. AufkEi­
rung. Therapie und nachfolgender Betreuung. 

4) Im Kreis Neuss sind dies die Städte Neuss. J)ormagen. Kor­
schenbroich, Kaarst und Meerbusch. im Kreis Mettmall1; die Städ­
te Langenfeld, Monheim. Hilden und RatingeIl. 

5) In der ßundesrepublik sind etwa 30() O()() Ärzte und Zahnärzte in 
3KO(l Kliniken und 11 () ()OO Praxen t:itig, \'gl. li/sm/leilller, Arzt­
rechtsjudibtur (Fn. 1), S. 3.+. 

6) Die Anzahl der Ärzte wurde \\'ie folgt ermittelt: Die Daten des 
Statistischen Landesamtes sind nur bis auf Kreisebene untergliedert. 
Zur Ermittlung der Anz,lhl der Ärzte im LlIldgerichtsbezi~k ])üs­
seldol{ wurde die Anzahl der Arzte pro 1 O()(I Einwohner in jedem 
Kreis ermittelt und sodann mit Hilfe des Anteils der l3e\'ölkcrung 
im Kreis, der zum Landgerichtsbezirk Diisscldorf z'ihlt. errechnet. 

7) Strafverfahren wegen des Verdachtes eines Verstoßes gegen das 
Arzneimittelgesetz wurden nicht berücksichtigt. 
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abgegeben wurden. sieben Verbhren das Verfolgungshin­
dernis des Verbots der I )oppelYerfolgung entgegenstand 
und bei sechs Vert1hren der dem Beschuldigten gemachte 
Vorwurf nicht im Bereich der Behandlung des Patienten 
lag'. 

2. Bcwflllld F'achrichtllll.i.? der Beschllidigtell 
Aus Tabelle 1 geht zum einen die Repr~lsentanz sämtlicher 
im Ermittlungs\'erfähren vertretener Gruppierungen von 
Beschuldigten hervor, zum anderen die davon unabhängige 
Verteilung der Fachgruppen der Arzte, soweit sie festzustel­
len war. 

Tabelle 1 

Psychi.Her und 
Neurologen 

Allgelllcilll11ediziner, 
Praktischer Arzt. ohne 
Gebiet"bezcichllllng 

Internisten 

Chirurgen 

Zahn;irzte 

Orthop:iden 

Gyn~ikologel1 

Urologen 

Kinder;irzte 

AnCisthesisten 

Sonstige Fachrichtungell 

Arzt im Praktikum 

Ärzte nicht feststellbarer 
Fachrichtlll1g 

Sonstige Medizin.llpersonen 

Anteil \'on Ärzten. 
deren Fachgruppe 
festgestellt werden 

konnte 

1:;%) 

13 'j(, 

12 (X) 
7 (Xj 

5 %J 
5 (Xl 
-t- (Xl 

100 %') 

Anteil von 
ßeschuldigten 

insgeS~)nlt 

26 lXI 

12 %1 

100 % 

Ärzte verschiedener - nicht ermittelter - Fachgruppen 
bildeten einen Anteil von 26 '/f,. Krankenschwestern und 
Pfleger (.,sonstige Medizinalpersonen") stellten, neben den 
Psychiatern und Neurologen, mit 12 '/f, die größte Gruppe 
Besc h uldigter. .. 

Unter den Arzten, deren Fachrichtung aktenkundig war, 
tmden sich in erster Linie Psychiater und Neurologen. Bei 
der Auswertung zeigte sich, daß 30 % der Strafanzeigen 
aufgrund psychotischer Störungen des Anzeigenden erstat­
tet wurden. Dieser Anteil ist darauf zurückzunihren, daß 
im Landgerichtsbezirk Düsseldorf vier Spezialkrankenhäu­
ser nir die Behandlung psychisch oder neurologisch kran­
ker Menschen existieren, ein \veiteres Krankenhaus hat 
eine psychiatrische AbteilungilI. 

Eben~~ll1s waren Allgemeinmediziner (einschließlich Prak­
tischer Arzte und Arzte ohne Gebietsbezeichnung) \'ers6rkt 
betrotfen. dann Internisten und Chirurgen. Schließlich sind 
noch die Zahlürzte erwähnens\vert, auf die Orthopäden 
und Gynäkologen folgen. 

Den besten Eindruck von der Wahrscheinlichkeit straf­
rechtlicher Verfolgung von Ärzten einzelner Fachgebiete 
erlült man bei der Berü~'ksichtigung der Repräsentanz 
einer Fachrichtung in der Arzteschaftli. Es ergibt sich stel­
lenweise eine neue Verteilung: Psychiater, Neurologen und 
angrenzende Bereiche sind in der gesamten Arzteschaft l2 zu 
3,7 '/f, \'ern'eten, mit einem Anteil von 20 % in der Liste der 
Beschuldigten also ganz deutlich überrepräsentiert (Faktor 
5,4). Wesentlich schw~lcher schon die Urologen, die mit 
einem Anteil von 1,4 % in der Arzteschaft vertreten sind, 
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jedoch mit einem Anteil von 4 ')10 der Beschuldigten (Fak­
tor 2,9). Dann folgen mit Faktor 2,5 und 2,3 Chirurgen 
und Orthopäden. Ungefahr entsprechend der St~lrke der 
Vertretung des Fachgebietes in der Arzteschaft sieht bei 
GYlükologen und Internisten die Vertretung in der Gruppe 
der Beschuldigten aus. Während die Internisten mit Faktor 
1,2 noch leicht überrepr~isentiert sind, liegt bei den Gynä­
kologen Faktor 1 vor. Als Beschuldigte unterrepräsentiert 
sind die Zahnärzte .und die Allgemeinmediziner. Sie stellen 
20 bz\v. 42 'X, der Arzteschaft im Verwaltungsgebiet Nord­
rhein; bei den Beschuldigten sind sie nur zu 7 bz\\'. 21 %, 
vertreten (Faktor 0,35 und 0,5). Dann folgen die Arzte im 
Praktikum (Faktor 0,6) und schließlich die An~lsthesisten 
mit Faktor 0,7. 

Eine Übersicht gibt Tabelle 2. 

Tabelle 2 

Fachrichtung 

P'ychiater. Neurologen 
und jeweils 
angrenzende Bereiche 

Urologen 

Chirurgen 

Orthop;iden 

[nternisten 

Cyn~)kologell 

AnCisthesisten 

AiP 

Allgellleil1111ediziner 

Zahn:irzte 

Faktor. der ,ich .1LIS der P...eprjsentanz 
der Fachrichtung in der Ärztescl1.lft 

des VCl\yaltlll1gsgebietc,; Nordrhein und 
der Reprjsentanz unter den heschuldigten 
Ärzten aktenkundiger Fachrichtung ergibt 

3.7 
:2.0 

2.5 

:2.3 

I.~ 

(1.7 

11.6 

11.5 

(1.-"; 

Eine schon ältere Statistik des Instituts t'\.ir Rechtsmedizin 
der Universit~1t München basiert auf den dort angefertigten 
Gutac:hten U Sie zeigt bei der Repräsentanz der beschuldig­
ten Arzte bestimmbarer Fachrichtungen folgende Vertei­
lung: An erster Stelle stehen dort die praktischen Arzte, 
dicht gefolgt von den Chirurgen. dann die Internisten und 
die Gynäkologen. Arzte der Fachrichtung Neurologie und 
Psychiatrie sind in der Regel keinen V Grwürfen ausgesetzt. 
die die Erstellung eines Gutachtens erforderlich machen. 
daher erscheinen diese Fachrichtungen nicht in der Statistik 
über die in der Rechtsmedizin angefertigten Gutachten. 
Die Gynäkologen, sie sind in meiner Erhebung mit 5 % 
weniger als halb so oft wie die Chirurgen (12 %) vertreten, 
wurden - zumindest in den Jahren 1950 bis 197R - im 

8) So h.ltte z. ß. der beschuldigte Obduktionsgehiltc' in einem F.lll 
der Störung der Totenruhe die zur Obduktion entnOlllmene 
Hirnhaut nicht \vieder in die Leiche gelegt. sündern <;ie <ln eine 
Medizinalflnna zur Her,tellung \'on Medikamenten ,·erkauft. 
\\'eil sich - nach seiner Einlassung - der benötigte Grundstoff 
nicht künstlich herstellen ließe. 

9) P...undungsdifferenzen möglich. 
10) Ähnlich ist die Situation Juch in A.lChen: \'gl. dazu die Erhebung 

\'on So/bach. Arztstrafi:echtliche ErmittlungsYt'r6hren, 10H5, S. 1. 
11) Das Zahlenmaterial zur P...eprCisentanz der Fclchrichtungen in der 

Ärzteschaft ist der Tabelle 1.0 (Ärztinnen/Ärzte nach 13ezeich­
nungen und T;üigkeitsarten) des GeschHtsberichtes der Ärzte­
kammer Nordrhein entnommen (Quelle: 13ÄK). so\\'ie einer 
Auskunft der Bundeszahnärztek.lllllller. Die statistischen Angaben 
der ßÄK befinden sich auf dem Stand \'. J 1. 12. 1006. die der 
BZÄK auf dem Stand \'. 31. 12. 1005. 

12) Inklusive Zahrürzte. 
13) Vgl. Ei'CIIIIIC/lgcr (Fn. 1). S. ~15 ff 
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Landgerichtsbezirk München I öfter mit strafrechtlichen 
Ennittlungsverbhren konfi'ontiert als ihre Kollegen im 
Düsseldorfer Einzugsbereich in den letzten fünf Jahren, 
Beruf und Fachrichtungen in anderen statistischen Erhe­
bungen weichen zum Teil auch deshalb von dieser Unter­
suchung ab, weil das Gros dieser Untersuchungen auf Gut­
achten basiert, die in rechtsmedizinischen Instituten erar­
beitet wurden, Dort dominieren als strafrechtliche Vorwür­
fe die Fahrbssigkeitsdelikte; und Chirurgen nehmen mit 
21-40 'X, unbestritten den ersten Rang ein. Bei einer iso­
lierten Betrachtung dieser Delikte, die in meiner Untersu­
chung mit 41 'X" also genau 80 Verfahren (mit 119 nament­
lich Beschuldigten und \\'eiteren 24 namentlich unbekann­
ten, aber erl1littelbaren Beschuldigten) vertreten sind, lie­
gen die Chirurgen ebenfalls mit einer Beteiligung von 21 % 
auf dem ersten Rang, gefolgt von Internisten und Allge­
meinmedizinern pp. mit jeweils 12 %, Zahnärzten mit 8 'X, 
und An~isthesisten und Gvn~ikologen mit jeweils 7 %!~. UI­
,'mi/cilllcr gelangt in der statistischen Erfassung seiner ärzt­
lichen Mandanten zu anderen Ergebnissen!5. Dort stellen 
die Chirurgen weit über ein Drittel der Beschuldigten, 
während die Anästhesisten zu unget:-ihr 30 % vertreten sind. 
Auch hier folgen darauf die Gynäkologen, aus denen sich 
die Mandantschaft zu ca. einem Fünftel rekrutiert. 

3. Tiit(;;kcitsbcreich 
In 58 % der Verfahren war ein Behandlungszwischenfall im 
Krankenhaus Gegenstand der Untersuchungen. Auf diese 
Ver[lhren entfielen 66 'X, der Beschuldigten. Daraus wird 
ersichtlich, daß aufgrund der im Krankenhaus herrschenden 
Arbeitsteilung in der Regel mehrere Personen als Täter in 
Betracht kommen. 

4. TaflJo/'lI'IIlj' 

Tabelle 3 

Vorwurf 

FahrLissige Körpen'erletzllng 

V OI<itzlichc Körpen'erletzung 

Körpen'erletzung 

Fahrbssige Tötung 

Unterlassenc Hilfeleistung, 
Körpen'erletzung durch 
UnterLlSICil 

Sonstige 

Anteil 
an l3eschuldigten 

2H %1 

14% 
2] (j{) 

16% 

9 %1 

10% 

Anteil 
an Vertahren 

14 ')I" 

lC) %)1(, 

26 (Xl 

21 %1 

11% 

11 % 

Aufgrund von 17 'X, Doppelnennungen werden die tat­
s~ichlich höheren Anteile der einzelnen Tatvorwürfe rela­
tiviert. In Verfahren mit Doppelnennungen wurde gegen 
Beschuldigte auch wegen eines weiteren Deliktes ermittelt, 
zum Großteil \vegen "sonstiger Delikte". 

Sachverhalte, die von seiten psychisch kranker Patien­
ten!7 geschildert wurden, flihrten - wenn die Schilderun­
gen nicht gänzlich unrealistisch waren - grundsätzlich zu 
Ermittlungen wegen Freiheitsberaubung oder "sonstiges 
Delikt", seltener zu Ermittlungen wegen "Körperverlet­
zung". 

Es fjllt auf, daß die fahrlässige Körperverletzung mit 
einem sehr hohen Anteil an Beschuldigten pro Verfahren 
vertreten ist. Das liegt daran, daß bei diesem Delikt typi­
scherweise die Ermittlungen von vornherein weiter gefaßt 
werden, d. h. auch solche Medizinalpersonen zu Beschul­
digten ,,'erden, bei denen keine konkreten Umstände auf 
eine Tatbeteiligung hinweisen. Evident wird dies bei einem 
Verfahren wegen eines Dekubitus, in dem gegen 36 Be­
schuldigte ermittelt wurde. Das waren sämtliche Medizinal­
personen, die im Hinblick auf den Patienten jemals tatsäch­
lich oder nur nach Dienstplan beaufsichtigend, behandelnd, 
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pflegend oder betreuend ütig \varen. Die Ennittlungen 
wurden bis zu den Generalverantwortlichen der Arzteschaft 
(Che[lrzt) und des PflegeperSOl1J1s (Pflegedienstleiter) aus­
gedehnt, denen Organisationsverschulden zur Last gelegt 
wurde. 

Dem Tatvorwurf der "Körperverletzung" liegen Eille 
zugrunde, in denen die Staatsanwaltschaft zunächst über­
prüfte, ob der objektive Tatbestand der Körperverletzung 
überhaupt verwirklicht wurde. Die Bewertung der Schuld­
art - ob Vorsatz oder Fahrlässigkeit - blieb noch offen. Der 
Vorwurf mangelnder Aufklärung, der eine Ermittlung 
wegen §§ 223, 229 StGI:3 uno actu zur Folge hat, war mit 
4 % der Verf;lhren sehr viel seltener zu ",:,rzeichnen. Nur 
bei zwei dieser sieben Vert1hren ermittelte die Staatsan­
waltschaft tatsächlich im Hinblick auf den Aufklärungs­
mangel, der jedoch schließlich nicht nachgewiesen werden 
konnte. 

5. Art der VOrgCllJO/jenclI Pfliclttwidrigkcit 
Soweit die Art der dem Behandlungsz\vischenfall zugnm­
deliegenden Pflichtwidrigkeit hinreichend konkretisiert 
wurde, erfolgte eine Auswertung der Akten auch diesbe­
züglich. 

Der Vorwurf der Falschdiagnose, aufgrund derer nicht 
oder nicht richtig weiterbehandelt wird, und der des nicht 
lege artis durchgefiihrten Heileingriffes nehmen zusammen 
41 % der Vorwürfe fehlerhafter Behandlung des Patienten 
em. 

Mit 18 % folgt der Vorwurf der gänzlich unterlassenen 
Behandlung bzw. Uberwachung im Verlauf der Behand­
lung, dann die Falschmedikation mit 1:i 'XI. Die Fälle ver­
meintlicher Falschmedikation sind zu 75 'X, solche, in denen 
dem Arzt die vorsätzliche Perpetuierung der Tabletten­
oder Rauschgiftsucht des Patienten vorge\\'orfen wird; in 
nur 25 % erfolgt der Vorwurf falscher Medikation autgrund 
vermeintlich falscher Diagnose. 

Insgesamt 14 % der Nennungen beziehen sich auf be­
hauptete Pflichtwidrigkeiten nach der eigentlichen Behand­
lung: die verfrühte Entlassung oder Verlegung in eine an­
dere Abteilung zur Vorbereitung der Entlassung mit 1 %, 
die unzureichende Nachsorge oder Uben\'<1chung nach er­
folgter Behandlung mit 13 %. 

Der vielbesprochene!" Aufklärungsfehler hat, anders als 
in der Erhebung Ulscl1hcill1crs!'J, eine geringe Bedeutung, 
ebenso der Eingriff ohne Einwilligung des Patienten. Die 
Vonvürfe sind zusammen mit 4 % in der Gruppe der ver­
meintlichen konkreten Pflichtwidrigkeiten vertreten. 

"Sonstige" behauptete Pflichtwidrigkeiten nehmen einen 
Anteil von 6 % der kategorisierten Nennungen ein. Hier 
sind beispielsweise Nennungen aufgrund mangelhafter 
technischer Ausstattung und Gerätewartung zu \'erzeich­
nen, aber auch die Fixierung von Patienten oder die Un­
terbringung in der geschlossenen Abteilung eines psychiat­
rischen Krankenhauses. 

6. Arbeitstciliges Zusaml1/cl1wirkclI 
In 8 % der Verfahren besteht der Verdacht auf Fehler Im 
arbeitsteiligen Zusammenwirken. In 16 von 23 Fällen 
wurde die Instruktion von Kollegen und Mitarbeitern und 

14) Genalleres Zahlenmaterial in der Monographie de, Velfa,ser,. 
15) V gl. Uisenheil/IC/', MedR 1987, 207 fI 
16) Aufgrund der vorliegenden Doppdnennungen kam e' hier zu 

Verschiebungen. 
17) Nicht in sämtlichen Fällen wurde ein I:lehandlllngswrhältnis bc­

gründet. 
18) Vgl. ,tellvertretend Wiese. Ärztliche Kumtfehler. IlJlJS. S. 20, 22: 

lI/sel/heillle/', MedR 1987. 212 f. 
19) V gl. U/scnheil1le/', MedR 1987, 212 f 
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die Überwachung letzterer bemängelt - beispielsweise. 
wenn ein Patient aus der einen Abteilung eines Kranken­
hauses in eine andere verlegt wird, ohne daß eingehend 
über Anamnese und Erstdiagnose des zu Behandelnden Be­
richt erstattet wird. 

Nach Auskunft des zuständigen Oberstaatsanwalts wird 
die Staatsanwaltschaft Düsseldorf in Zukunft verstärkt die 
ordnungsgemäße Überwachung von Mitarbeitern und de­
ren Instruktion überprüfen. Das wird Einfluß auf den Vor­
wurf der "unstatthaften Delegation" haben, denn erstens 
müssen Mitarbeiter (sowohl Arzte als auch Hilfskräfte) bei 
Hochrisikopatienten darauf hingewiesen \\lerden, daß eine 
besondere Uberwachung notwendig ist, und zweitens ist 
der Oberarzt - und unter Umständen auch der Chetärzt -
zu höchstpersönlicher Kontrolle verpflichtet. 

Auf die "Auswahl unqualifizierter Kollegen" und die 
"unstatth:lfte Deleg:ltion auf Mitarbeiter" sowie auf "Män­
gel in der übrigen Arbeitsorganisation" enttl11en nur weni­
ge Nennungen. In einem Fall ist angeblich ein Heilprak­
tiker praxisintern befugt \vorden, Operationen durchzufüh­
ren,. was er - wiederum angeblich - auch machte. 

Uber die Korrelation zwischen Pflichtwidrigkeit und be­
ruflicher Aufgabe der betroffenen Medizinalperson - soweit 
sie ersichtlich war - gibt die Tabelle 4 Auskunft: 

Tabelle 4 

Stellung Anteil Au(g.lbe ße,chul- Anteil Nur 
1m Arbeit.;;- al1 Nel1- des Beschul- digte clll Nen- Kranken-
prozeß Ilungen digtt'n absolut nungen hau, 

Außerlulb 5ö I>;. Aktl\' 1-15 53 (Xl 38 %J 
<lrbcitsteiliger behandeln-
Prozesse der Arzt 

Mit der 12 -t-(}{) 2 (Xl 
13eh,mdlung 
beaut!:ragtcr 
Arzt 

Sonstige 2 1 %J 
Aufg.lben 

In1 clrbeH~- 30 "):;, C;encral- III -l-%J o %J 
teiligen Prozcß \"erJllt\yorrl. 
111 vertikaler (Chet:JrZt/ 
Arbeitsteilung Ptlegedienst-

leiter) 

Mitarbeiter b J %1 ~ %J 
übcnY<lchendc 
Kratt 

Son,ügc 0 3 %J S %J 
Org,lnisJtiollS-
Jutg<lbcn 

Akti,' 2R 1( 1){1 15% 
behmdclnder 
Arzt 

Hilt~rjtigkcit -111 15 (XI 21 % 

Im arbeit<;- -f-% 12 -f-% 6 (;{) 

teiligen Prozeß 
in horizollu!cr 
Arbeit~tcllung 

I 100 % 273 100°;', 100 % 

Bei der Feststellung der Aufgaben des einzelnen Beschul­
digten [illt auf, daß von den 87 '1" der Beschuldigten, deren 
Aufgabe definiert werden bnn, eine Quote von 58 % auf 
den Bereich "außerhalb arbeitsteiliger Prozesse" entfallt. 
W erden die Verühren gegen Krankenhausärzte isoliert be­
trachtet, so sind nur noch 40 % der Beschuldigten außer­
h:llb arbeitsteiliger Prozesse tätig. 

Von den Nennungen außerhalb arbeitsteiliger Prozesse 
entbllen 91 % auf die aktive 13ehandlung durch den Arzt; 
das entspricht einem Anteil von 53 % aller Nennungen. Es 
verbleiben noch 9 % aller Nennungen, in denen es der Er-
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örterung der Frage bedutfte, wann die Beauftragung eines 
Arztes durch den Patienten eine Behandlungspflicht be­
gründet. 

Wird der arbeitsteilig organisierte Prozeß isoliert amly­
siert, so erstrecken sich 89 %, das sind 38 'X, aller Nennun­
gen, auf die vertible und 11 %, das sind -1- % aller Nennun­
gen, auf die horizontale Arbeitsteilung. Bei der vertiblen 
Arbeitsteilung entfallen ein Drittel der Vorwürfe, das sind 
12 % aller Nennungen, auf solche Beschuldigten. die gar 
nicht selbst behandelten oder betreuten, sondern die sich 
das Fehlverhalten ihrer Mitarbeiter zurechnen lassen muß­
ten; so richteten sich 4 % der Vorwürfe (auch) gegen Ge­
neralverantwortliche. Ansonsten betreffen 10 % aller Nen-
11l\l1gen aktiv behandelnde Ärzte und 15 % Hilfstätigkeiten 
wie Behandlungsassistenz, Untlllaufi1ahme oder Pt1ege des 
Patienten. 

11. Auf der Suche nach dem Boom 

1. ElItwicklung IlOIi VerfahrelIszahlclI 
im LalIc(~erichtsbezirk Diisseldorf 
Ohne Berücksichtigung von Vertlhren, die wegen ört­
licher Unzuständigkeit abgegeben wurden oder denen das 
Verfolgungshindernis des Verbots der Doppelverfolgung 
entgegenstand, wurde im Untersuchungszeitraum folgende 
Anzahl an Vertlhren anhängig: 

TabelJe 5 

Jahr Ab Juni 1993 10')-+ 1095 1996 
19<)2 

Anzahl der 2-1 50 51 6() -+1 
neuanhängigen 
Ernlittlungsvertlhren 

Von einem 1300111 der Arztstratverfahren kann folglich in 
Düsseldorf keineswegs gesprochen werden. Es ist jedoch 
festzustellen, daß innerhalb des Untersuchungszeitraull1es 
von viereinhalb Jahren im Durchschnitt unge[ihr gegen 
jeden 15. tätigen Arzt ein Ermittlungsverfahren anh~ingig 
war. Damit mußte nicht zwingend eine psychische Bela­
stung des Beschuldigten verbunden sein, denn nur -1-0 % er­
hielten im Verlauf des Verfahrens eine polizeiliche Vorla­
dung. 60 % der betroffenen Ärzte hatten d:lgegen keinerlei 
Kenntnis von dem Ermittlungsverfahren. das nach einer er­
neuten Vernehmung der Zeugen eingestellt wurde. 

2. Tel1dmzen im überört!icheII VClglcicll 
Anfragen bei. verschiedenen Staatsanwaltschaften, Landge­
richten und Arztekammern hatten zum Ziel, überregionale 
Tendenzen aufzuzeigen und Rechtseinheitlichkeit zu über­
prüfen. Die Ergebnisse W:lren in jeglicher Hinsicht ernüch­
ternd. 

Schon das Zahlenmaterial, das die .,benachbarte" StA 
Köln zur Verfügung stellte, zeigte in der Häufigkeit von 
Verfuhren erhebliche Divergenzen zu Düsseldorf Im Land­
gerichtsbezirk Köln wurden 1996 303 Ermittlungsverühren 
(mit Verstößen gegen das AMG) bei knapp 2,1 Millionen 
Gerichtseingesessenencil anhängig. D:ltenll1aterial zur Un­
tersuchung eventueller Tendenzen ließ sich nicht erlangen. 

[n den zuständigen Dezernaten der Staatsanwaltschaft 
Frankfurt a.M. wurden keine (aufEilligen) Steigerungen der 
Strafverfahren seit 1990 beobachtet. 

Aufgrund des spärlichen [nforll1ationstlusses von seiten 
der Staatsanwaltschaften wurden statistische - jeweils regio­
nal begrenzte - Untersuchungen zum Vergleich herange­
zogen. Auch dieser Vergleich führte nicht zur Erkennung 

20) Stand 31. 12. 1996; Information des Leitenden OStA. Köln. 
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eines bundesweiten Booms'l. Die Untersuchungen Sol/lachs 
ergaben keine :ll1tT..illigen Steigerungen im 13erichtszeitraum 
z\vischen 1978 und 1981, vielmehr \\"luden 53 'X, der Ver­
Elhren in den ersten beiden Jahren anhängig2c . Die Ge­
richtsmediziner in München und Tübingen hingegen 
konnten kurze Zeit sp~1ter rapide Steigerungen der angefer­
tigten Gutachten feststellen 21

. Einher ging eine Zunahme 
an Strafverfahren. Die Anzahl derer, fLir die am Institut fiir 
Rechtsmedizin der Westf:ilischen Wilhelms-Universität 
Münster Gutachten angefertigt wurden, stieg in den Jahren 
z\vischen 1968 und 1977 fast kontinuierlich von 9 auf 27 
an'4. 

Weiterhin wurde versucht, statistisch valide Infornution 
aus zivilrechtlichen Untersuchungen zu gewinnen. USCIl­

heilllcr'" meinte, durch eine Gegenüberstellung der Ergeb­
nisse der Untersuchungen Sc!ICWCSc(, Ende der 70er Jahre 
mit denen Pribillas2

- Anfang der 80er Jahre erkennen zu 
können, daß die Anzahl von Arztstrafsachen eine allgemei­
ne Steigerung erßhrt, denn \\"~lhrend Schnl'c von höchstens 
3 % parallel zum Zivilverf..lhren anhängiger Strafverfahren 
ausging, konstatierte Pribilla "zeitlich nur wenig später" 
etwa 20 %; diesen Rückschluß halte ich jedoch aufgrund 
der örtlichen Verschiedenheiten fur sehr gewagt. 

Das zeigt auch die Schätzung des Vorsitzenden der Zivil­
kammer fiir nichtfiskalische Arzthaftungssachen am Land­
gericht Frankfurt a.M. Ihm zufülge liegt die Quote der in 
Frankfi.m parallel laufenden Strafverf:.Jhren heute "sicherlich 
unter 5 %", \vobei die Quote der dort jährlich anhängig 
werdenden Zivilverfahren seit AnEmg der 90er Jahre kon­
stant ist. 

Auch am Hamburger Landgericht konnte keine Steige­
rung der anh~lngigen Verfahren verzeichnet werden. 

Der Vorsitzende Richter der Arzthaftungskammer am 
Landgericht Dresden spricht von unter 10 % parallel laufen­
der StratverElhren. Dort jedoch ist die Anzahl der Zivilpro­
zesse steigend. 

SCelli1.fer2ö
, der die Anzahl an 13ehandlungen in den städ­

tischen Krankenhäusern Bremens mit der Anzahl an Zivil­
prozessen vergleicht. gelangt zu einer Zunahme der Anzahl 
der Arzthaftungsprozesse im Zeitraum von 1977 bis 1987. 
Durchschnittlich \vurde in 12 von 1000 Behandlungen ein 

BUCHBESPRECHUNGEN 

Autonomie und Fremdbestimmung bei medizinischen Ent­
scheidungen fur NichteinwiIligungsfahige. Von Arlld "f". .\lay. 
(Ethik in der Praxis. I3d. 1). L1T - Verlag. 2. Auf]. Münster Hamburg 
l3erlin London 20()1. -+()~ S .. kart.. € 39.9(1 

E<; gibt gelegentlich .luch Bücher aus deIl1 nicht prilll~ir juri'lti'lchen 
Bereich, die fLir den Juristen dennoch von lntere"e sind. Ein solches 
Werk gilt e, hier vorzmtcllcn. Es handelt sich dabei um _\Iays 13ochu­
lller Dissertation. mit \\"elcher er zum Dr. phil. promoviert wurde. 

Das Werk ist in sieben Teile gegliedert: Teil eins befaßt ,ich mit 
der Selbstbe,timmung in der Medizinethik. Teil zwei mit der Verant­
\\·ortung. Die Teile drei bis fLinf lundeln \·on den stell\"ertretenden 
Entscheidungen, inl allgenlcinell und inl besonderen, so\vie \-011 
deren Formen. Teil sechs beant\\·ortet die Frage, wer die stelh·ertre­
tenden Entscheidungen trelfen soll. Teil ,i eben geht schließlich auf 
den l3etreuer und seine T;itigkeit ein. 

Das Werk ist interdisziplilür philosophi,ch-juristisch angelegt. Für 
den Juristen \·on besonderem Intere"e sind dabei die Teile drei bis 
fünf Letzterer befaßt sich austlihrlich mit der Patientenvertligung. der 
Betreuungs\"ertLigung und der Vorsorge\·ol1macht. .\la)' stellt ihre 

MedR 2()()2. Heft 5 231 

Haftungsprozeß anhängig; die Tendenz steigt, die Quote 
liegt jedoch noch unter 20 von 1000 Behandlungen"'. 

Das aussagekräfi:igste - weil überörtliche - Bild über die 
heutige Situation zeichnete der ehemals marktfiihrende 
Arzthaftpflichtversicherer, die DBV -Winterthur-Versiche­
rung. Von den rund 2500 Schadensmeldungen, die jedes 
Jahr eingehen, ,vird in durchschnittlich 100 Fällen auch ein 
strafrechtliches Ermittlungsverfahren eingeleitet1". Das ent­
spricht 4 %. Tendenzen sind nicht zu erkennen. 

Dieses heterogene Bild stützt die These, daß im Rahmen 
der strafrechtlichen Verfolgung von seiten der Staatsanwalt­
schaften örtlichen Gegebenheiten Rechnung getragen wer­
den könnte. Ebenfalls wäre es möglich, daß Anwaltskanz­
leien, die sich der Vertretung von Patienten verschrieben 
haben und regelmäßig parallel zur zivilrechtlichen Ausein­
andersetzung strafrechtlich gegen den jeweiligen Arzt vor­
gehen, erheblichen Einfluß auf die Anzahl anhängiger Ver­
fahren haben. Daraus resultiert bei bundesweiter Betrach­
tung ein uneinheitliches Bild. Dieser Zustand muß z\var als 
sehr unbefriedigend en~pfunden werden und mag auch zu 
Unsicherheiten in der Arzteschaft fuhren, positiv ist jedoch 
zu werten, daß wahrscheinlich nicht von einem Boom der 
nichtfiskalischen Arztstrafverfahren gesprochen werden 
kann, sondern die immer aktuelle Präsenz entsprechender 
Verf:1hren in. der Presse zu einer erhöhten Wahrnehmung 
:mch durch Arzte und Anwälte fLihrt. 

21) Vgl. auch TllOlIllC/lill (Fn. 1), die die von der Ärzte,chaft erhobene 
Behauptung einer Zunahme von Straf\·erf:lhren empirisch nicht 
nacl1\\"eisen kann. weil die verfLigbaren Daten keine fundierte 
Aussage zuließen. 

22) V gl. S"lbach (Fn. 10), S. 20. 
23) Vgl. Eiselll//C/Igcr (Fn. 1), S. 215fT.; und .Hlllacil (Fn. 1). S. -1:25 Ir. 
2-+) Vgl. Figgc//cy (Fn. 1). S. -+6 f 
25) Uise//hei//ler, MedR 19~7, 207. 
26) Sd,ell'c. Arztrecht 1979, 6-+. 
27) Pribilla, Möglichkeiten der Erf:lssung \·on Alüsthesiez\\·ischenßI­

len in Deutschland. in: OpderbccRe/l1'cis.\·,,"cr (Hrsg.). Forensische 
Probleme in der Anjsthesiologie, 19~ 1. S. 13-+. 

2~) Vgl. Scehafer, MedR 1989. 123 Ir. 
29) Vgl. Scehat"r, MedR 1989.127. 
3U) Intormati~n der D13V -Winterthur-Versicherung. 199~. 

Vor- und Nachteile im einzelnen heraus. ehe er sich pragmatisch dem 
Markt der P,nientem·erlLigungen zuwendet. Hier \·on einem M,lrkt zu 
sprechen, bietet sich an, \veil unzählige Organisationen (auch ~ü1cht', 

deren Werke .\1a)' nicht auffiihrt) hier Formulare unter>ehiedlichster 
Qualität und unterschiedlichsten Inhalts propagieren. Sehr zu Recht 
gelangt .\/a)' zu dem Ergebnis, daß ein Mensch. der tLir den LI]] der 
Ein\vil1igungsunfähigkeit Vorsorge fllr die Belehtung seines Willen,; 
tretfen will, sich nicht auf das AustLillen eine, vorgefertigten Formulars 
oder die Verwendung von Formulartextell beschränken dürfe. weil 
derartigen Äußerungen zumeist in der Praxis die Indi\·idualit:ü fehle. 
Es ist dies im übrigen auch eine Erkenntnis aus den Verhandlungen 
des Deutschen Juristentages 2(1)1 in Leipzig zu diesem Them,l und 
der Deutschen Gesellschaft fLir Medizinrecht auf ihrer Tagung .. Der 
Wille des Menschen zwischen Leben und Sterben·· im September 
2001. 

So gesehen hat Ma)' mit seinem l3uch einen Volltretfer geLlI1det. 
\\"eil er das Thema umL1ssend und praxisorientiert abhandelt. 

Dr. illr. Halls-Dicter Lippcrr, Uhll 
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